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Bewertung der konkreten Einzeltat auf der Basis der Straf­
zumessungskriterien kann sich nur im Rahmen dieses Stel­
lenwertes vollziehen.

Die mehrfache Gesetzesverletzung darf beim Festsetzen 
der B[auptstrafe nicht zu einer von diesem Stellenwert ab- 
weichenden Bewertung einzelner Straftaten führen. 1st bei 
mehrfacher Gesetzesverletzung in einem der verletzten Ge­
setze nur Freiheitsstrafe angedroht, dann kann nicht eine 
Strafe ohne Freiheitsentzug als Hauptstrafe ausgesprochen 
werden. Das würde den Täter, der mehrere Straftaten be­
gangen und damit intensiver gehandelt hat, besser, stellen 
als einen Täter, der nur diese eine mit Freiheitsstrafe be­
drohte Straftat begangen hat.

In § 64 Abs. 1 StGB ist ausdrücklich der Zusammenhang 
zwischen Charakter und Schwere des gesamten strafbaren 
Handelns und der auszusprechenden Hauptstrafe hergestellt. 
So ist z. B. bei Tateinheit von Diebstahl (§§ 177, 180 Abs. 1 
StGB) und krimineller Asozialität (§ 249 Abs. 1 StGB) die 
Anwendung der Haftstrafe nicht zulässig, weil der Gesetz­
geber diese für die sofortige Disziplinierung gedachte mil­
dere Form der Strafen mit Freiheitsentzug für die Reaktion 
auf den Diebstahl nicht vorgesehen hat. Noch deutlicher 
wird das Problem z. B. in den Fällen, in denen der Täter 
zunächst an dem Opfer eine Körperverletzung begeht, um es

danach zu vergewaltigen. Hier wird ganz sicher niemand die 
in § 115 Abs. 1 StGB angedrohte Haftstrafe oder Geldstrafe 
als die dem Charakter und der Schwere des gesamten straf­
baren Handelns angemessene Strafe ansehen.

Um die dem strafpolitischen Zweck des § 64 Abs. 1 StGB 
entsprechende Reaktion auf die mehrfache Verletzung von 
Strafgesetzen zu gewährleisten, ist es deshalb notwendig,
— die Freiheitsstrafe anzuwenden, wenn in einem der ver­

letzten Gesetze ausschließlich die Freiheitsstrafe ange­
droht ist,

— bei einer möglichen Verurteilung zu einer Strafe ohne 
Freiheitsentzug die milderen Arten der Strafe ohne Frei­
heitsentzug nicht anzuwenden, die nicht in allen verletz­
ten Gesetzen angedroht sind,

— auf Haftstrafe nur dann zu erkennen, wenn sie in allen 
verletzten Gesetzen angedroht ist oder neben dem Gesetz, 
das sie enthält, ausschließlich Gesetze verletzt sind, die 
keine Strafen mit Freiheitsentzug androhen.
Von diesen Grundsätzen kann das Gericht nur abweichen, 

wenn die Voraussetzungen der außergewöhnlichen Straf­
milderung nach § 62 StGB vorliegen oder wenn bei jugend­
lichen Straftätern nach § 71 Satz 2 StGB entschieden wird.
JOACHIM TROCH,
Staatsanwalt beim Staatsanwalt des Bezirks Leipzig

Allgemeine Gesetzlichkeitsaufsicht des Staatsanwalts
§ 32 des Landeskulturgesetzes vom 14. Mai 1970 (GBl. I Nr. 12 
S. 67) i. d. F. des Wassergesetzes vom 2. Juli 1982 (GBl. I Nr. 6 
S. 467); 6. DVO dazu — Schadlose Beseitigung nicht nutzbarer 
Abprodukte — vom 1. September 1983 (GBl. I Nr. 27 S. 257); 
§ 24 des Wassergesetzes vom 2. Juli 1982 (GBl. I Nr. 26 
S. 467).
Zur Verantwortung des Betriebes für die schadlose Beseiti­
gung toxischer Abprodukte oder anderer Schadstoffe, die als 
Reststoffe des Produktionsprozesses anfallen.
Protest des Staatsanwalts des Bezirks Schwerin vom 29. Sep­
tember 1983 - 113 - 112 - 83.

In einem Anzeigenprüfungsverfahren, in dem Verdachtsmo­
mente einer Umweltgefahr (§ 191a StGB) wegen ungesetz­
licher Nutzung des durch Baumaßnahmen im Gebiet X. ent­
standenen Restlochs als Deponie untersucht wurden, ist fol­
gender Sachverhalt festgestellt worden:

Am 5. November 1982 konnten 25 Fässer mit dem Inhalt 
„ A 3 “  bzw. „Baumuls“ vom Zentrallagers, des Baubetrie­
bes I. abtransportiert und in dem Restloch abgekippt werden, 
obwohl zu diesem Zeitpunkt kein Verantwortlicher des Be­
triebes wußte, was sich in diesen Fässern befindet. „ A 3 “  
und „Baumuls“ sind als Wasserschadstoffe einzuordnen.

Im Ergebnis der umfangreichen, unter Einbeziehung von 
Experten vorgenommenen Überprüfungen und Untersuchun­
gen konnte trotz Verunreinigung des Bodens eine Gefähr­
dung für die Umwelt, insbesondere für die Trinkwasserver­
sorgung der anliegenden Gemeinde, auf Grund der in diesem 
Raum gegebenen geologischen Bedingungen ausgeschlossen 
werden.

Der festgestellte Sachverhalt ergab, daß durch Nichtein­
haltung gesetzlicher Forderungen im Betrieb Voraussetzun­
gen dafür geschaffen wurden, daß in dem Restloch Schad­
stoffe abgelagert werden konnten.

Gemäß § 31 StÄG erhob der Staatsanwalt des Bezirks 
beim Direktor des Kombinatsbetriebes Protest.
Aus der Begründung:
Die Gewährleistung einer hohen Ordnung, Disziplin und 
Sicherheit bei der Organisation und Gestaltung der täglichen 
Arbeitsprozesse ist auch in den Baubetrieben eine wesentliche 
Voraussetzung für effektive Produktionsergebnisse. Überall 
dort, wo diese Erkenntnis und leitungsmäßige Anforderung 
nicht konsequent verwirklicht wird, können sich Bedingun­
gen entwickeln, die letztlich zu volkswirtschaftlichen Verlu­
sten führen. Eine solche Situation ist im Endergebnis auch 
durch das ungesetzliche Abkippen von Fässern mit Schadstof­
fen in dem Restloch entstanden.

Durch die Gesetzesverletzungen im Bereich der Material­
wirtschaft des Betriebes war es letztlich möglich, daß Fässer 
mit „ A 3 “  bzw. „Baumuls“ in dem Restloch abgelagert wur­

den und dadurch eine Lage entstand, die hohe Anforderungen 
und Aufwendungen zur Absicherung der Trinkwasserversor­
gung der anliegenden Gemeinde und zur Beantwortung der 
Frage erforderten, ob eine Umweltgefahr verursacht wurde.

Im einzelnen stellen sich diese Gesetzesverletzungen wie 
folgt dar:

1. § 8 Abs. 1 der VO über die volkseigenen Kombinate, Kom­
binatsbetriebe und volkseigenen Betriebe vom 8. November 
1979 (GBl. I Nr. 38 S. 355) verlangt von den Direktoren der 
Kombinatsbetriebe eine Leitungstätigkeit, die die sozialisti­
sche Gesetzlichkeit gewährleistet. Ausdrücklich ist hervorge­
hoben, daß Ordnung, Sicherheit und Disziplin ständig zu 
sichern und durchzusetzen sind. Diesen gesetzlichen Grund­
anforderungen ist in der zurückliegenden Zeit im Bereich der 
Materialwirtschaft des Betriebes nicht ausreichend entspro­
chen worden.

So konnten z. B. die verantwortlichen Mitarbeiter dieses 
Fachgebiets, insbesondere der Leiter der Abteilung Mate­
rialwirtschaft L., Maßnahmen in der Bestandserfassung, 
-haltung und -auflösung veranlassen und durchsetzen, die der 
Ordnungsmäßigkeit widersprachen. Über mehrere Jahre wür­
den Fässer mit „ A 3 “  und „Baumuls“ sowie andere Materia­
lien in Lägern des Betriebes aufbewahrt, ohne daß sie be­
standsmäßig erfaßt oder durch Inventuren ausgewiesen wur­
den. Durch Unordnung in der Material- und Lagerwirtschaft 
wurden schließlich auch die Bedingungen dafür geschaffen, 
daß die Fässer ohne vorherige Bestimmung ihres Inhalts und 
ihrer Verwendungsmöglichkeiten ausgesondert und in dem 
Restloch abgekippt werden konnten.

2. Entgegen der Festlegung in § 2 Abs. 1 der АО über die 
Erhöhung von Ordnung und Disziplin zur Verhütung mate­
rieller und finanzieller Verluste vom 14. September 1977 
(GBl. I Nr. 29 S. 335), daß Ordnung, Sicherheit und Disziplin 
in der Bestandshaltung, in der Lagerwirtschaft, in der Pro­
duktion, auf den Baustellen und bei anderem Verbrauch zu 
gewährleisten sind, wurde bei der Beräumung des Lagers S. 
im Jahre 1981 das Material insgesamt nicht ordnungsgemäß 
durch das Zentrallager übernommen und .erfaßt. Darunter be­
fanden sich auch die 25 Fässer mit „ A 3 “  und „Baumuls“. Sie 
wurden in der bestandsmäßigen Behandlung überhaupt nicht 
berücksichtigt. Hier liegen bereits die Ursachen für das ge­
setzwidrige Handeln im November 1982.

3. Die Inventurrichtlinie vom 20. Juni 1975 (GBl.-Sdr. 
Nr. 801)1 legt im einzelnen fest, wie durch die Betriebe an­
läßlich von Inventuren die mengen- und/oder wertmäßige

1 Seit dem 1. Januar 1985 gilt die Inventuranordnung vom 31. Okto­
ber 1984 (GBl. I Nr. 33 S. 402). Vgl. zu dieser АО auch den Beitrag 
von E. Wittkopf in NJ 1985, Heft 3, S. 109 f.


